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Unternehmer und 
Geschäftsführer

Verlustabzug: Steuererleichterung 
durch unterjährigen Verlustabzug

Viele Unternehmer, Selbstständige, Frei-
berufler, Landwirte und Vermieter erwar-
ten aufgrund der Corona-Krise für das 
Jahr 2020 einen Verlust, den sie dann im 
kommenden Jahr im Rahmen der Steuer-
veranlagung in das Jahr 2019 zurücktragen 
können (Verlustrücktrag gemäß § 10d Abs. 
1 EStG). 

Nun gewährt die Finanzverwaltung eine 
Liquiditätshilfe in Form einer Steuerer-
leichterung: Um für die steuerliche Be-
rücksichtigung ihrer Verluste nicht bis 
zum kommenden Jahr warten zu müssen, 
können die Unternehmer und Selbststän-
digen bereits jetzt einen unterjährigen Ver-
lustrücktrag beantragen und so die für 2019 
geleisteten Vorauszahlungen zur Einkom-
men- oder Körperschaftsteuer nachträg-
lich herabsetzen lassen. Damit können sie 
ihre Steuerlast aus dem Vorjahr schmälern, 
indem sie den Verlust aus der aktuellen 
Periode mit dem Gewinn aus der vergan-
genen Periode verrechnen (BMF-Schreiben 
vom 24.4.2020, IV C 8-S 2225/20/10003).

- Antrag: 
Die Inanspruchnahme des pauschal er-
mittelten Verlustrücktrags aus 2020 zur 
nachträglichen Herabsetzung der Voraus-
zahlungen für 2019 erfolgt nur auf Antrag. 
Dieser kann gleichzeitig mit dem Antrag 
auf Herabsetzung der Vorauszahlungen für 
2020 gestellt werden.

- Antragsberechtigte: 
Der pauschal ermittelte Verlustrücktrag 
aus 2020 kann nur von einkommensteu-
er- oder körperschaftsteuerpflichtigen 
Personen in Anspruch genommen werden, 
die im Laufe des Jahres 2020 Gewinnein-
künfte oder Einkünfte aus Vermietung und 
Verpachtung erzielen. Das Erzielen von 
Einkünften anderer Einkunftsarten neben 
den vorgenannten Einkünften ist für die 
Inanspruchnahme des pauschal ermittel-
ten Verlustrücktrags aus 2020 unschädlich.

- Negative Betroffenheit: 
Der Antragsteller muss von der Corona-Kri-
se unmittelbar und nicht unerheblich ne-
gativ betroffen sein. Es kann regelmäßig 
von einer Betroffenheit ausgegangen wer-
den, wenn die Vorauszahlungen für 2020 
auf null Euro herabgesetzt wurden und der 
Steuerpflichtige versichert, dass er für das 
Jahr 2020 aufgrund der Corona-Krise eine 

nicht unerhebliche negative Summe der 
Einkünfte erwartet.

- Pauschal ermittelter Verlustrücktrag:
Der pauschal ermittelte Verlustrücktrag 
aus 2020 beträgt 15 Prozent des Saldos 
der maßgeblichen Gewinneinkünfte und/
oder der Einkünfte aus Vermietung und 
Verpachtung, welche der Festsetzung der 
Vorauszahlungen für 2019 zugrunde gelegt 
wurden. Er ist bis zu einem Betrag von 1 Mio. 
EUR bzw. bei Zusammenveranlagung von 2 
Mio. EUR abzuziehen. Die Vorauszahlungen 
für 2019 sind unter Berücksichtigung des 
pauschal ermittelten Verlustrücktrags aus 
2020 neu zu berechnen und festzusetzen. 
Eine Änderung der Festsetzung der Voraus-
zahlungen führt zu einem Erstattungsan-
spruch.

Umsatzsteuer: Ermäßigter Umsatzsteu-
ersatz für die Gastronomie

Bisher gilt für Speisen, die in einem Res-
taurant, einem Café oder einer Bar verzehrt 
werden, eine Belastung mit 19 Prozent Um-
satzsteuer. Für Gerichte, die der Gast mit-
nimmt oder nach Hause bestellt, fallen in 
der Regel nur 7 Prozent an.  Aktuell wird 
mit dem „Corona-Steuerhilfegesetz“ im 
Zeitraum vom 1.7.2020 bis zum 30.6.2021 in 
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der Gastronomie für Speisen der Umsatz-
steuersatz von 7 Prozent angewandt. 

Dies gilt für „erbrachte Restaurant- und 
Verpflegungsdienstleistungen mit Ausnah-
me der Abgabe von Getränken“ (§ 12 Abs. 
2 Nr. 15 UStG). Die neue Regelung hat auch 
einen Vereinfachungseffekt, weil Gast-
wirte dann nicht mehr zwischen Speisen 
zum Mitnehmen und Restaurantleistungen 
unterscheiden müssen, die bisher unter-
schiedlich abgerechnet wurden. Von der 
Steuersenkung profitieren auch andere 
Bereiche, wie Cateringunternehmen, der 
Lebensmitteleinzelhandel, Bäckereien und 
Metzgereien, soweit sie mit der Abgabe 
verzehrfertig zubereiteter Speisen bislang 
Umsätze zum normalen Umsatzsteuersatz 
erbracht haben.

Arbeitgeber und Arbeitnehmer

Kurzarbeitergeld: Steuerfreiheit für die 
Kurzarbeitergeld-Aufstockung

Das Kurzarbeitergeld beträgt für Arbeit-
nehmer ohne Kinder 60 Prozent und für 
Arbeitnehmer mit Kindern 67 Prozent des 
ausfallenden Nettoentgelts. Das Kurzarbei-
tergeld ist steuerfrei (§ 3 Nr. 2 EStG). Es wird 
jedoch in den Progressionsvorbehalt ein-
bezogen und erhöht damit die Steuerlast 
für das übrige Einkommen (§ 32b Abs. 1 Nr. 
1a EStG). Sofern solche Progressionsein-
künfte, wie auch Elterngeld, Mutterschafts-
geld oder Arbeitslosengeld I, mehr als 410 
EUR im Jahr betragen, ist man verpflichtet, 
am Jahresende eine Einkommensteuerer-
klärung abzugeben (§ 46 Abs. 2 Nr. 1 EStG).

Viele Arbeitgeber stocken das Kurzarbei-
tergeld auf 80, 90 oder gar 95 Prozent auf. 
Bisher ist dieser Aufstockungsbetrag zum 
Kurzarbeitergeld wie Arbeitslohn steu-
erpflichtig. Im Sozialversicherungsrecht 
rechnen solche Zuschüsse bis zu 80 Pro-
zent des letzten Nettogehalts nicht zum 
Arbeitsentgelt und sind daher sozialversi-
cherungsfrei (§ 1 Abs. 1 Nr. 8 SvEV).

Aktuell werden mit dem „Corona-Steuer-
hilfegesetz“ die Zuschüsse des Arbeitge-
bers zum Kurzarbeitergeld und zum Sai-
son-Kurzarbeitergeld steuerfrei gestellt, 
soweit sie zusammen mit dem Kurzarbei-
tergeld 80 Prozent des Unterschiedsbetra-
ges zwischen dem Soll-Entgelt und dem 
Ist-Entgelt nicht übersteigen. Diese Re-
gelung gilt befristet vom 1.3.2020 bis zum 
31.12.2020. Mit der Steuerbefreiung wird 
die vielfach in Tarifverträgen vereinbar-
te, aber auch aufgrund der Corona-Krise 
freiwillige Aufstockung des Kurzarbeiter-
geldes durch den Arbeitgeber gefördert  
(§ 3 Nr. 28a EStG-neu).

Die Aufstockungsbeträge unterliegen - wie 
das Kurzarbeitergeld selbst - dem Progres-
sionsvorbehalt (§ 32b Abs. 1 Nr. 1g EStG). 
Der Arbeitgeber hat sie in die elektroni-
sche Lohnsteuerbescheinigung für das 
Kalenderjahr 2020 unter der Nummer 15 
einzutragen.
 
Aktuell wird mit dem „Zweiten Sozial-
schutz-Paket-Gesetz“ das Kurzarbeitergeld 
erhöht, und zwar abhängig von der Bezugs-
dauer und befristet bis zum 31.12.2020. Ab 
dem vierten Monat steigt die Leistung auf 
70 Prozent des Nettolohns bzw. 77 Prozent 
für Arbeitnehmer mit Kindern. Ab dem 
siebten Monat wird die Leistung weiter auf 
80 und 87 Prozent des Nettolohns angeho-
ben. Die Vergünstigung gilt für die diejeni-
gen, deren Arbeitszeit um mindestens 50 
Prozent reduziert ist. Für die Berechnung 
der Bezugsmonate sind Monate mit Kurz-
arbeit ab März 2020 zu berücksichtigen  
(§ 421c Abs. 2 SGB III-neu).

Kapitalanleger

Bitcoins und Co.: Sind Gewinne aus dem 
Verkauf überhaupt zu versteuern?

Die Finanzverwaltung ist der Ansicht, dass 
Bitcoins bzw. allgemein Kryptowährungen 
Gegenstand eines privaten Veräußerungs-
geschäfts gemäß § 23 Abs. 1 Nr. 2 EStG sein 
und „Veräußerungsgewinne“ damit der 
Einkommensteuer unterliegen können. Das 
bedeutet:

- Der Tausch oder Rücktausch von Bit-
coins in Euro oder eine andere Kryp-
towährung innerhalb eines Jahres nach 
der Anschaffung führt zu einem privaten  
Veräußerungsgeschäft gemäß § 23 Abs. 1 Nr. 
2 EStG. Werden also Euros in Bitcoins um-
getauscht, wird damit das Wirtschaftsgut  
„Bitcoin“ angeschafft. Festhalten sollte man 
unbedingt den Anschaffungszeitpunkt, den 
Anschaffungspreis und die gekaufte Menge. 

- Werden Bitcoins innerhalb von 12 Mona-
ten nach der Anschaffung wieder verkauft, 
d.h. in Euros umgetauscht, sind Gewinne 
in voller Höhe als „sonstige Einkünfte“  
gemäß § 22 Nr. 2 EStG mit dem individuellen 
Steuersatz zu versteuern. Abgeltungsteu-
er fällt darauf jedoch nicht an. Allerdings 
bleibt ein Gewinn steuerfrei, wenn er un-
terhalb der Freigrenze von 600 EUR bleibt. 
Verluste dürfen nur mit Gewinnen aus pri-
vaten Veräußerungsgeschäften verrechnet 
werden, und zwar durch Verlustausgleich 
im selben Jahr sowie durch Verlustabzug 
im Vorjahr und/oder in den Folgejahren.  

- Erfolgt der Verkauf von Bitcoins nach 
Ablauf von 12 Monaten, sind Gewinne voll-
kommen steuerfrei und Verluste steuerlich 
unbeachtlich.

- Werden Bitcoins nacheinander ange-
schafft und im selben Depot gehalten, gilt 
die „First in, first out“-Regel: Für die Be-
rechnung der Spekulationsfrist und des 
Veräußerungsgewinns gelten die zuerst  
gekauften Bitcoins als zuerst verkauft 
(FinMin. Hamburg vom 11.12.2017, S 2256-
2017/003-52).

- Sollten aus der Bitcoin-Anlage als Ein-
kunftsquelle zumindest in einem Jahr 
Zinserträge erzielt werden, verlängert 
sich die Spekulationsfrist von 1 Jahr auf 
10 Jahre (§ 23 Abs. 1 Nr. 2 Satz 3 EStG). 

Doch jüngst hat das Finanzgericht Nürn-
berg Zweifel an der Auffassung der Finanz-
verwaltung angemeldet. Zwar liegt nur ein 
Beschluss in einem so genannten Aus-
setzungsverfahren vor; die Entscheidung 
in der Hauptsache steht also noch aus. 
Allerdings weisen die Richter darauf hin, 
dass der Bundesfinanzhof bislang noch 
nicht über die steuerliche Behandlung 
von Kryptowährungen entschieden habe. 
Daher bestünden an der Rechtmäßigkeit 
der Besteuerung von Kryptowährungen er-
hebliche Zweifel, die eine Aussetzung der 
Vollziehung des angefochtenen Steuerbe-
scheides rechtfertigen würden (FG Nürn-
berg, Beschluss vom 8.4.2020, 3 V 1239/19).

Rentner und Pensionäre

Versorgungsbezüge: Sterbegeld aus 
Pensionskasse an die Erben steuer-
pflichtig

In der betrieblichen Altersversorgung wird 
eine Hinterbliebenenversorgung (Kapital, 
Beitragsrückgewähr oder Rente) nur an 
den Ehepartner, den eingetragenen Le-
benspartner, den namentlich benannten 
Lebensgefährten oder die waisenrenten-
berechtigten Kinder ausgezahlt. Sind keine 
der genannten Hinterbliebenen vorhan-
den, wird ein sog. Sterbegeld an die Erben 
geleistet, das auf einen bestimmten Be-
trag, z.B. 8.000 EUR, begrenzt ist.

Die Frage ist, wie die Besteuerung erfolgt. 
Man könnte annehmen, dass das Sterbe-
geld von der Einkommensbesteuerung 
auszunehmen sei. Die Vorschrift des § 22 
EStG gelte nur für Vertragspartner des Ver-
sicherungsvertrages, nicht aber für bloße 
Gesamtrechtsnachfolger. Für diese seien 
allein die Vorschriften des Erbschaftsteu-
ergesetzes maßgebend. Die Erben hätten 
keine Einkünfte bezogen, sondern einen 
Nachlass erhalten.

Jüngst hat der Bundesfinanzhof aber ent-
schieden, dass das Sterbegeld von einer 
Pensionskasse, das an andere Personen 
als die genannten Hinterbliebenen gezahlt 
wird, auch bei den Erben als „sonstige Ein-
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künfte“ steuerpflichtig ist (gemäß § 22 Nr. 5 
Satz 1 EStG). Bei der Einmalzahlung handelt 
es sich um einen Anspruch gegen die Pen-
sionskasse, der durch Beiträge entstanden 
war, die gemäß § 3 Nr. 63 EStG steuerfrei 
waren. Da die Aufwendungen folglich ein-
kommensteuerlich entlastet waren, sind 
die entsprechenden Leistungen der Pensi-
onskasse „nachgelagert“ zu besteuern. Ob 
die Zahlung an die im Vertrag benannten 
Begünstigten oder an die Erben erfolge, 
sei nicht maßgeblich. Entscheidend sei 
allein der Vorsorgevertrag. Das Sterbegeld 
ist auch dann einkommensteuerpflichtig, 
wenn es gleichzeitig bei der Erbschaftsteu-
er erfasst wird. Denn mittels der Ermäßi-
gungsvorschrift des § 35b EStG kann eine 
Doppelbesteuerung ausgeglichen werden 
(BFH-Urteil vom 5.11.2019, X R 38/18).

Alle Steuerzahler

Betreuungsfreibetrag: Anforderungen 
an die nicht unwesentliche Betreuung

Bei Geschiedenen kann der so genannte 
BEA-Freibetrag (für Betreuung, Erziehung 
und Ausbildung) unabhängig und abwei-
chend vom Kinderfreibetrag von einem 
Elternteil auf den anderen Elternteil über-
tragen werden. Es genügt ein einseitiger 
Antrag des betreuenden Elternteils, ohne 
dass weitere Nachweise oder Begrün-
dungen vorgelegt werden müssen. Der 
BEA-Freibetrag kann nur für minderjähri-
ge Kinder auf einseitigen Antrag des be-
treuenden Elternteils übertragen werden. 
Voraussetzung ist, dass das Kind bei dem 
barunterhaltspflichtigen Elternteil an kei-
nem Tag im Jahr gemeldet ist (§ 32 Abs. 6 
Satz 8 EStG).

- Seit 2012 ist es zulässig, dass der barun-
terhaltspflichtige Elternteil, bei dem das 
Kind nicht gemeldet ist, der Übertragung 
des BEA-Freibetrages widersprechen kann, 
wenn er Kinderbetreuungskosten trägt 
oder das Kind regelmäßig in einem nicht 
unwesentlichen Umfang betreut. In diesem 
Fall ist eine Übertragung des BEA-Freibe-
trages auf einseitigen Antrag des betreu-
enden Elternteils nicht mehr möglich (§ 32 
Abs. 6 Satz 9 EStG). Die Frage ist: Wann liegt 
eine Betreuung „in nicht unwesentlichem 
Umfang“ vor?

- Im Jahre 2017 hat der Bundesfinanzhof ge-
klärt, was unter einer Betreuung „in nicht 
unwesentlichem Umfang“ zu verstehen ist: 
Dies ist der Fall, wenn der zeitliche Betreu-
ungsanteil des barunterhaltspflichtigen El-
ternteils jährlich durchschnittlich 10 % be-
trägt, wobei weitere Indizien in diesem Fall 
regelmäßig vernachlässigt werden können 
(BFH-Urteil vom 8.11.2017, III R 2/16).

Jüngst hat das Niedersächsische FG ent-
schieden, dass ein Vater, der seinen bei 
seiner geschiedenen Ehefrau lebenden 
minderjährigen Sohn entsprechend dem 
vereinbarten Umgangsrecht nahezu an 
jedem zweiten Wochenende abholt und 
betreut, einen nicht unwesentlichen zeit-
lichen Betreuungsanteil gemäß § 32 Abs. 
6 Satz 9 EStG leistet und damit der Über-
tragung des ihm zustehenden BEA-Frei-
betrags auf die Kindesmutter wirksam wi-
dersprechen kann (FG Niedersachsen vom 
19.2.2020, 9 K 20/19).

- Der Fall: Der Kindesvater hat mit seiner 
geschiedenen Ehefrau (Kindesmutter) vor 
dem Familiengericht ein Umgangsrecht 
dergestalt vereinbart, dass er seinen Sohn 
in einem wöchentlichen Rhythmus jedes 
zweite Wochenende samstags um 10.00 
Uhr abholt und sonntags um 16.00 Uhr 
zurückbringt. Die einfache Entfernung zwi-
schen den Wohnorten beträgt 163 km. Ver-
geblich begehrte der Vater beim Finanzamt 
die Berücksichtigung des BEA-Freibetrags 
im Hinblick auf die von ihm erbrachten Be-
treuungsleistungen. Das Finanzamt war der 
Meinung, der vom Vater geltend gemachte 
Betreuungsumfang (2016: 45 Tage; 2017: 55 
Tage) sei nicht ausreichend.

- Die Finanzrichter folgen den Grundsätzen 
der neuen BFH-Rechtsprechung zur Ausle-
gung des Tatbestandsmerkmals der „nicht 
unwesentlichen Betreuung“ in § 32 Abs. 6 
Satz 9 EStG. Danach bestehen grundsätz-
lich aus Vereinfachungsgründen keine Be-
denken, bei einem zeitlichen Betreuungs-
anteil von jährlich durchschnittlich 10 % 
von einem ausreichenden Betreuungsum-
fang auszugehen (BFH-Urteil vom 8.11.2017, 
III R 2/16). Im Urteilsfall war zwischen den 
Beteiligten streitig, wie die 10 %-Grenze in 
zeitlicher Hinsicht zu bestimmen ist. Zäh-
len in diesem Zusammenhang auch Tage 
voll mit, an denen das Kind nur einen Teil 
des Tages betreut wird? 

- Ja, sagen die Richter. Einzelne Betreu-
ungstage zählen zur Bestimmung eines we-
sentlichen Betreuungsumfangs auch dann 
mit, wenn die Betreuungszeit nicht volle 24 
Stunden umfasst. Dies gelte jedenfalls für 
den Fall, dass die Betreuungszeit deutlich 
mehr als 12 Stunden beträgt und damit 
über reine Besuchszwecke hinausgehe. 
Selbst bei stundengenauer Abrechnung 
mit der Folge des Unterschreitens der We-
sentlichkeitsschwelle sei gleichwohl von 
einem wesentlichen Betreuungsumfang 
auszugehen. Denn angesichts der großen 
Entfernung zwischen den Wohnorten des 
Vaters und der Mutter, die einen höheren 
Betreuungsanteil wegen der Arbeitsver-
pflichtung unter der Woche erschwere und 
die Betreuungszeiten in der Regel auf die 
Wochenenden, Feiertage und Urlaubszei-
ten beschränke, erscheine der Betreuungs-

anteil auch in diesem Fall als nicht unwe-
sentlich.

Elterngeld: Drei Verbesserungen auf-
grund der aktuellen Corona-Krise

Das Elterngeld unterstützt Eltern nach der 
Geburt des Kindes durch einen Ersatz des 
Erwerbseinkommens für den Elternteil, 
der sich um die Betreuung des neugebo-
renen Kindes kümmert. Beide Eltern haben 
einen Anspruch auf 14 Monate Elterngeld, 
wenn sie sich die Betreuung aufteilen. 
Immer mehr Väter und Mütter nutzen die 
reservierten Partnermonate, das Eltern-
geldPlus, mit der Möglichkeit, Teilzeit zu 
arbeiten und das Elterngeld länger zu er-
halten. Auch der Partnerschaftsbonus, der 
beiden Eltern vier ElterngeldPlus-Monate 
zusätzlich sichert, wenn sie sich in einem 
vorgegebenen Stundenumfang Beruf und 
Betreuung gleichermaßen teilen, kommt 
gut an. Das Elterngeld errechnet sich aus 
dem Durchschnitt des Nettoeinkommens 
der letzten 12 Monate vor dem Monat der 
Geburt des Kindes und ersetzt das bishe-
rige Nettoeinkommen des Betreuenden zu 
mindestens 65 %. Durch die Corona-Krise 
verringert sich das Einkommen vieler Men-
schen. Und verringertes Einkommen führt 
zu einem geringeren Elterngeld. 

Aktuell werden durch das „Gesetz für Maß-
nahmen im Elterngeld aus Anlass der CO-
VID-19-Pandemie“, das der Bundestag am 
7.5.2020 verabschiedet hat, folgende Ver-
besserungen beim Elterngeld gewährt. Die 
Regelungen gelten rückwirkend ab dem 
1.3.2020.

- Eltern, die aktuell wegen Kurzarbeit oder 
Arbeitslosigkeit Einkommensverluste ha-
ben, sollen keinen Nachteil beim Eltern-
geld haben. Konkret: Kurzarbeitergeld und 
Arbeitslosengeld I wegen Corona reduzie-
ren das Elterngeld nicht und fließen auch 
bei der späteren Berechnung des Eltern-
geldes für ein weiteres Kind nicht mit ein. 
Um Nachteile bei der späteren Elterngeld-
berechnung auszugleichen, können wer-
dende Eltern diese Monate auch von der 
Elterngeldberechnung ausnehmen.

- Mütter und Väter, die in sog. systemre-
levanten Berufen arbeiten und wegen der 
aktuellen Lage ihre Eltern-geldmonate 
nicht nehmen können, sollen diese ver-
schieben können. Dies betrifft Eltern, die 
bestimmten Berufsgruppen angehören, 
z.B. Pflegepersonal, Ärzte und Polizisten, 
und an ihrem Arbeitsplatz dringend benö-
tigt werden. Sie können die Elterngeldmo-
nate auch nach dem 14. Lebensmonat ihres 
Kindes nehmen, wenn die Situation ge-
meistert ist, spätestens zum Juni 2021. Die 
später genommenen Monate verringern 
bei einem weiteren Kind nicht die Höhe 
des Elterngeldes.
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- Eltern sollen den Partnerschaftsbonus 
nicht verlieren, wenn sie aufgrund der 
Corona-Krise aktuell mehr oder weniger 
arbeiten als geplant. Der Partnerschafts-
bonus ist eine zusätzliche Leistung, die 
Mütter und Väter bekommen, die gleichzei-
tig Teilzeit arbeiten und sich die Kinderer-
ziehung teilen.

Spenden: Ist die Zuwendung an ein 
Tierheim für ein bestimmtes Tier ab-
ziehbar?

Spenden an gemeinnützige Tierschutzver-
eine sind eigentlich unstrittig als Sonder-
ausgaben abziehbar (§ 10b Abs. 1 EStG). 
Doch was gilt, wenn die Zuwendung zur 
Rettung eines einzelnen - ganz konkreten - 
hilfsbedürftigen Tieres bestimmt ist, damit 

dieses in einer Tierpension untergebracht 
wird? Mit dieser Frage muss sich nun  
der Bundesfinanzhof auseinandersetzen  
(Az. beim BFH: X R 37/19).

Die Vorinstanz, das Finanzgericht Köln, 
hatte dem Spender den Abzug als Sonder-
ausgabe verweigert und nicht einmal die 
Revision zugelassen (Urteil vom 11.12.2018, 
10 K 1568/17). Doch die Nichtzulassungs-
beschwerde des Steuerzahlers war erfolg-
reich, so dass der BFH alsbald urteilen wird. 

Anmerkung: Zweckgebundene Spenden 
sind durchaus üblich. Oftmals rufen Ver-
eine sogar ganz gezielt zu Spenden für 
ein bestimmten Projekt auf, etwa den Bau 
eines Katzenhauses in einem Tierheim. 
Probleme sind bislang in rechtlicher Hin-

sicht eigentlich eher auf Seiten des Ver-
eins aufgetreten - nämlich dann, wenn die 
Spenden zweckwidrig verwendet worden 
sind. Dass es aber auf Seiten des Spenders 
zu steuerlichen Problemen kommt, ist un-
gewöhnlich. Daher ist es begrüßenswert, 
dass der BFH die Revision gegen das Urteil 
des FG Köln zugelassen hat.
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